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Betreff: Stellungnahme zu Verordnungsentwurf; GZ: ABT13-
64141/2021-15, Schreiben vom 27.9.2023

Sehr geehrte Fr. Mag. Andrea Teschinegg!
 
Im Gemeindegebiet von Altaussee sind insgesamt 56 raumrelevante Wildbäche sowie 16 raumrelevante
Lawinen, entsprechend dem derzeit gültigen Gefahrenzonenplan, gelistet (Revision 2020). Die Baubehörde
der Gemeinde Altaussee ist somit bei sehr vielen Bauvorhaben mit der Behandlung der Gefahrenzonen in
Bezug auf die Eignung des Bauplatzes befasst. Daher möchten wir auch zum gegenständlichen Verordnungs-
entwurf eine Stellungnahme abgeben:
 
 
Sachverständige: Die Wildbach- und Lawinenverbauung (WLV) gibt im Rahmen eines Bauvorhabens eine
Stellungnahme unter Verweis auf den § 67 des Stmk. BauG zum Bauvorhaben ab. Auflagen in definierter
Form werden nicht gegeben. Ergänzend wird angeführt, dass amtliche Sachverständige im Bereich der
Bundeswasserverwaltung, ident mit der WLV, keine fachtechnischen Gutachten unter Definierung von
Auflage
abgeben.
Das bedeutet, die Baubehörde muss unter Beiziehung eines eigens zu bestellenden Sachverständigen die
Stellungnahmen werten und Auflagen definieren. Der Aufwand ist also durchaus nicht unbeachtlich.
 
Diese Vorgangsweise ist umständlich bzw. auch schwer verständlich, da die WLV bzw. die BBL die
Kompetenz
hat, auch Auflagen vorzuschlagen. Eine entsprechende Stellungnahme, wie wir sie derzeit von der WLV bzw.
BBL erhalten, übermitteln wir im Anhang.
 
Die Beiziehung von nichtamtlichen Sachverständigen im Bereich der Gefahrenzonen von Wildbächen bzw.
von
Lawinen wird seitens der Gemeinde Altaussee äußerst kritisch gesehen. Wir übermitteln in diesem
Zusammenhang
das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes Steiermark zum Fall Petzwinkler. Hier sieht man ganz
deutlich, wie
weit die fachliche Einschätzung der WLV, von jener eines nichtamtlichen Sachverständigen abweichen kann.
Das Gericht
hat hier die Bauplatzeignung aufgrund der Gefährdung durch Hochwässer negativ beurteil. Der private
Sachverständige
wollte das Haus auf Pfähle stellen und am Grundstück Geländer anbringen, an denen man sich im
Hochwasserfall
festhalten hätte können.
 



Es sollte also gewährleistet sein, dass eine Baubehörde auf amtliche Sachverständige zurückgreifen kann.
Die Berechnungen
(in der Erläuterungen zum VO-Entwurf) zum Personaleinsatz und dass das alles nichts oder fast nichts
kosten wird, finden wir
verfehlt. Es muss klar sein, dass man hier Geld (in Form von zusätzlichem Personal) in die Hand nehmen
muss.
 
 
Gefahrenzonenpläne: Im gegenständlichen Entwurf ist kein Anreiz zur Erstellung von Gefahrenzonenplänen
zu erkennen.
Das Fehlen von Gefahrenzonenplänen führt zu erheblichen Unsicherheiten in der Raumplanung. Auch hier
verweisen wir
auf den Fall Petzwinkler. Besagtes Grundstück war als vollwertiges Bauland ausgewiesen. Über das
Grundstück verläuft ein
kleiner und unscheinbar Bach, der aber im Hochwasserfall ein markantes Potential entwickelt.
Jahrelang war dieser Bach in der Zuständigkeit der Bundeswasserbauverwaltung. Von dieser haben wir über
Jahrzehnte
hinweg keinen Gefährdungshinweis zu diesem Bach bei Revisionen zum Flächenwidmungsplan erhalten.
Nachdem der
Bach in die Zuständigkeit der WLV übergegangen ist, gab es auch relativ rasch einen Gefahrenzonenplan und
damit auch
Klarheit zu diesem Grundstück.
Das Resultat, das Grundstück ist nunmehr nahezu unbebaubar. Wie viele derartige Fälle in den
Flächenwidmungsplänen
der Steiermark versteckt sind, mag wohl niemand abschätzen.
Daher und auch zur Absicherung des Landes und der Gemeinden, es sollte dringend auf die flächendeckende
Erstellung
von Gefahrenzonenplänen in den raumrelevanten Bereichen gesetzt werden. Nur so ist gewährleistet, dass
diesbezüglich
auch in den Flächenwidmungsplänen eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt.
 
Auch konnten wir dem VO-Entwurf nicht entnehmen, dass mit dem Vorhandensein von rechtskräftigen
Gefahrenzonen-
plänen eine Besserstellung bzw. Erleichterungen einhergeht. Angeregt wird, dass bei vorliegenden
Gefahrenzonenplänen
die Bestimmung zum Uferstreifen gänzlich diesen Gefahrenzonenplänen untergeordnet werden.
 
Mit freundlichen Grüßen
    Bernhard Haim
 

  Gemeinde Altaussee
Amtsleitung -  Bernhard Haim
Tel.: 03622/71600-15  -  Fax.: 03622/71600-10
besuchen Sie uns auf www.altaussee.at                            
amtsleitung.gemeinde@altaussee.at
________________________________________
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Gebietsbauleitung Steiermark Nord 

liezen@die-wildbach.at  

Dipl.-Ing. Stefan Janu 
Gebietsbauleiterstellvertreter 

 

stefan.janu@die-wildbach.at  

+43 3612 26360-15 

Fax +43 3612 26360-4 

Schönaustraße 50, 8940 Liezen 

E-Mail-Antworten sind bitte unter Anführung der 

Geschäftszahl an liezen@die-wildbach.at zu richten. 

Gemeinde Altaussee 

Bauamt 

Fischerndorf 61 

8992 Altaussee 

Geschäftszahl: 9961799 Ihr Zeichen:  

Mag.(FH) Kubon Alexander:                                                                                                                                                                        

Anbau eines Gerätelagers an die bestehende Terrasse beim Wohnhaus 

Lichtersberg 86, auf Gst. 1557/2, KG Altaussee 

Liezen, 21. Juli 2023  

Gutachten des Vertreters für Wildbach- und Lawinenverbauung, Dipl.-Ing. Stefan Janu: 

 

Sachverhalt: 

 

Grundlage für die Beurteilung ist der ministergenehmigte Gefahrenzonenplan für die 

Gemeinde Altaussee. 

 

Herr Mag.(FH) Kubon Alexander plant den Anbau eines Gerätelagers an die bestehende 

Terrasse beim Wohnhaus Lichtersberg 86, auf Gst. 1557/2, KG Altaussee.  

Hierzu wurden die Katasterplanskizze von der Gemeinde Altaussee an die Wildbach- und 

Lawinenverbauung mit der Bitte um Stellungnahme übermittelt. 

Befund: 

 

Das geplante Bauvorhaben befindet sich in der Gelben Gefahrenzone des Kastlbaches.  

 

Für den Kastlbach muss beim Eintritt eines Bemessungsereignisses mit einem Spitzenabfluss 

von 11 m³/s und einer Geschiebefracht von 1.200 m³ gerechnet werden.  
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Die Gefährdung durch den Kastlbach für den gegenständlichen Bereich besteht durch 

Überflutung und Überschotterung aus westlicher Richtung und ergibt sich aus Verklausungen, 

Bachausbrüchen und Geschiebeablagerungen. Überflutungen und Überschotterungen sind bis 

50 cm zu erwarten. 

 

In Bezug auf Hochwassersicherheit wird auf § 61 „Schutz vor Feuchtigkeit“ und § 67 „Niveau 

und Höhe der Räume“ des Steiermärkischen Baugesetzes hingewiesen. Die Planung von 

Objektschutzmaßnahmen obliegt dem Bauwerber. 

 

 

Mit besten Grüßen 

Stefan Janu  

elektronisch gefertigt 
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